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Geſetz-Sammlung 
fuͤr die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 8. — 


(Nr. 2687.) Beſtaͤtigungsurkunde für die Neiffe-Brieger Eiſenbahn⸗Aktien-Geſellſchaft. Vom 
13. Maͤrz 1846. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
ö Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem Wir bereits durch Unſere Order vom 4. April 1845. zur Anlage einer 
Eiſenbahn von Brieg uͤber Grottkau nach Neiſſe Unſere landesherrliche Zuftim- 
mung ertheilt haben, wollen Wir die Geſellſchaft, welche nach der Uns vorge⸗ 
legten notariellen Verhandlung vom 17. Dezember 1845. und dem darin ver⸗ 
einbarten, an demſelben Tage notariell vollzogenen Statute unter der Benen— 
nung: „Neiſſe⸗Brieger Eiſenbahngeſellſchaft“, mit einem Grundkapitale von 
1,100,000 Thalern zuſammengetreten iſt, unter Bewilligung der Rechte einer 
Korporation hiermit beftätigen und, das vorgedachte Statut hierdurch in allen 
Punkten genehmigen. 


Die gegenwärtige Beſtaͤtigung und Genehmigung ſoll in Verbindung mit 
der vorerwaͤhnten Order vom 4. April 1845., bei deren Beſtimmungen es be- 
wendet, nebſt dem Statut durch die Geſetzſammlung bekannt gemacht werden. 


Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1846. 
(L. S) Friedrich Wilhelm. 
Flottwell. Ühden. 


Jahrgang 1846. (Nr. 26872688.) 19 (Nr. 2688.) 
Ausgegeben zu Berlin den 10. April 1846. 
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(Fr. 2688.) Allerhöchfte Kabinetsorder vom 4. April 1845., betreffend die beabſichtigte Eifen- 
bahnanlage von Brieg über Grottkau nach Neiffe durch eine Aktiengeſellſchaft. 


Nag dem Antrage des Staatsminiſteriums vom 23. v. M. will Ich dem 
eingeleiteten Unternehmen einer Eiſenbahnanlage von Brieg uͤber Grottkau nach 
Neiſſe durch eine Aktiengeſellſchaft mit einem Grundkapitale von 1,100,000 Kthlr. 
Meine Zustimmung mit der Maaßgabe ertheilen, daß die Bahn etwas ſuͤdlich 
von Brieg ſich der oberſchleſiſchen Eiſenbahn unmittelbar anſchließen und die 
Einfuͤhrung der Bahn in den Feſtungsravon von Neiſſe, ſowie die Anlage des 
Bahnhofes daſelbſt nach den von dem Kriegsminiſter und dem Finanzminiſter 
hierüber zu treffenden Feſtſetzungen erfolgen ſoll. — Zugleich beftimme Ich, daß 
der Tarif ſowohl für die Guter: als auch fuͤr die Perſonenbefoͤrderung auf der 
vorgedachten Eiſenbahn, ſowie der Tarif fuͤr das Bahngeld, imgleichen jede 
Abaͤnderung dieſer Tarife der Zuſtimmung des Finanzminiſters beduͤrfen und 
demſelben nicht nur die Genehmigung, ſondern auch die Abaͤnderung der Fahr⸗ 
plaͤne vorbehalten bleiben ſoll, im Uebrigen aber die, in dem Geſetze uͤber die 
Feen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen 
Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber die Expropriation, ſowie die feſtge⸗ 
ſetzten allgemeinen Beſtimmungen in Betreff der Benutzung der Eiſenbahnen 
für militairiſche Zwecke (Geſetzſammlung fuͤr 1843. Seite 373.) auf das oben 
bezeichnete Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Berlin, den 4. April 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminiſterium. 


Sta t u t 
der Neiſſe-Brieger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
Zweck und Beſtimmung. 
§. 1. 


Wire der ae 
MNeiſſe⸗Brieger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft“ 
verbindet ſich eine mit Korporationsrechten verſehene Aktiengeſellſchaft zum Baue 
und Betriebe einer Eiſenbahn, welche, der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn ſich an— 
ſchließend, die Städte Neiſſe und Brieg über Grottkau verbinden ſoll. 

Die 
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Die Geſellſchaft wird die Transporte auf dieſer Bahn durch Dampf: 
wagen oder andere Befoͤrderungsmittel fuͤr ihre Rechnung betreiben. 


Domizil und Gerichtsſtand. 


§. 2. 
Das Domizil der Geſellſchaft iſt Breslau; ihren Gerichtsſtand hat ſie 
bei dem dortigen Koͤniglichen Stadtgerichte. 


Fonds. 


H. 3. 
Ausführung der Bahn, ſowie zur Anſchaffung des Inventarü 
und 1 Sn po erforderliche Fonds wird auf 


„Eine Million Ein Mal Hundert Tauſend Thaler Preußiſch Kurant“ 


fefigefegt und durch Aktien zu Ein Hundert Thalern, mithin durch Ausgabe 
ee Eilf Tauſend Stuͤck Aktien aufgebracht. b 


Aktien und Aktionaire. 


§. 4. 
Die auf Hoͤhe von Ein Hundert Thalern lautenden Aktien werden auf 
den Inhaber ausgeſtellt. 


Jeder Zeichner einer Aktie iſt Mitglied der Geſellſchaft (Aktionair), un⸗ 
terwirft ſich dem Statute derſelben und nimmt an dem Gewinne und Verluſte 
nach Verhaͤltniß ſeines Aktienkapitals Antheil. Er ſcheidet aus der Geſellſchaft 
aus durch die Veraͤußerung der Aktie oder Uebertragung der durch die Ein— 
zahlung bedingten Rechte, ſoweit dieſe Uebertragung nach dem Geſellſchafts⸗ 
Statute zulaͤſſig iſt. (§. 11.) 


Jeder rechtmaͤßige Erwerber einer Aktie oder der Anrechte aus den 
Zeichnungen und Einzahlungen wird Mitglied der Geſellſchaft. 


Reſervefonds. 
$. 5. 


Der Reſervefonds iſt ſowohl fuͤr unvorhergeſehene groͤßere Ausgaben, 
als auch zur Beſchaffung der Mittel zur Erneuerung der Schienen, Schwellen, 
der — Anlagen und des Betriebsinventarü beſtimmt. Die zu dieſem 
Behufe aus den jährlichen Betriebseinnahmen vorweg zu entnehmende und zum 
Reſervefonds zuruͤckzulegende Summe darf nicht unter Einem und nicht uͤber 
Zwei Prozente des An agekapitals betragen, doch findet die Anſammlung des 
Reſervefonds nur in ſoweit ſtatt, als derſelbe nicht mehr als Zehn Prozent des 
geſammten Anlagekapitals betraͤgt. 5 

(Nr. 2688.) 19* Die 
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Die Koſten der regelmaͤßigen Unterhaltung der baulichen Anlagen, der 
Bahn und der Betriebsmittel werden aus den laufenden Einnahmen beſtritten. 


Verwaltung und Verfaſſung. 


$. 6. 
Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen: 


A. von der Geſammtheit der Aktionaire in den Generalverſammlungen; 
B. durch das Direktorium, als dem Geſellſchafts vorſtande; 
C. durch den Aus ſchuß; 

D. durch beſondere Beamte. 


Die von dem bisherigen Komité, als Vertreter der Geſellſchaft ge⸗ 
troffenen Maaßregeln und eingegangenen Verbindlichkeiten werden als dieſelbe 
verpflichtend anerkannt. 


Das von dem Komité verwaltete Vermoͤgen wird dem Direktorio nach 
deſſen Zuſammenſetzung uͤbergeben, die von dem Komité zu legende Rechnung 
aber von dem zu ernennenden Ausſchuſſe revidirt und gepruͤft. 


Die Beſchlußnahme uͤber die Decharge bleibt der naͤchſten ordentlichen 
Generalverſammlung vorbehalten. 


Schlichtung von Streitigkeiten. 


§. 7. 

Streitigkeiten zwiſchen der Geſellſchaft und deren Vertretern und Beam⸗ 
ten ſollen ohne Unterſchied des Gegenſtandes durch Schiedsrichter entſchie— 
den werden, von denen jeder Teil einen waͤhlt, und welche, bei Meinungsver⸗ 
ſchiedenheit, einen Obmann ernennen. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter 
find die Beſtimmungen der Allgemeinen Gerichtsordnung Th. I. Tit. 2. H. 167. 
bis 176. maaßgebend. Bei dem ſchiedsrichterlichen Ausſpruche hat es für 
beide Theile ſein unabaͤnderliches Bewenden, und es findet gegen denſelben mit 
Ausſchluß der im $. 174. a. a. O. mit Bezug auf F. 172. gedachten Nich- 
tigkeitsbeſchwerde kein ſonſtiges Rechtsmittel ſtatt. 


Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm durch einen Notarius 
oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines 
Schiedsrichters laͤnger als Vier Wochen, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß 
der Andere beide Schiedsrichter ernennt. 


Koͤnnen ſich die Schiedsrichter nicht uͤber die Wahl des Obmanns ver⸗ 
einigen, ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen und es entſcheidet das Loos. 
Zögert aber ein Schiedsrichter mit der Ernennung des Obmanns länger als 
Vier Wochen auf die ihm gerichtlich oder durch einen Notar inſinuirte Auf- 
forderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des anderen Theils allein. 

Dieſe ſtatutenmaͤßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den 
Parteien abzuſchließenden Kompromiſſes. 

Die 


a 


Die zur Herbeifuͤhrung der kompromiſſariſchen Entſcheidung Seitens der 
Geſellſchaft erforderlichen Einleitungen und die Ausfuͤhrung des Verfahrens 
find dem Syndikus der Geſellſchaft felbfiftändig übertragen, 


Beſondere Beſtimmungen. 
A. Von den Aktien, Zinſen und Dividenden. 


Ausfertigung. 


$. 8. 
Die Aktien werden nach dem anliegenden Schema ſtempelfrei ausgefertigt 
und erſt dann ausgegeben, wenn der volle Betrag für dieſelben zur Gefell- 
ſchaftskaſſe berichtigt iſt. Sie ſind untheilbar. Jede Aktie wird von zwei 
Mitgliedern des Direktorii oder Stellvertretern, ſowie von dem Rendanten, 
unterſchrieben. 


Quittungsbogen. 


§. 9. 
„Bis zur Ausfertigung der Aktien werden ſtatt derſelben mit Nummern 
bezeichnete Quittungsbogen ausgegeben, auf denen über die Einzahlungen quit⸗ 


tirt wird. 


„Dieſe Quittungsbogen werden auf den Namen des erſten Zahlungs⸗ 
leiſters ausgeſtellt und von einem Mitgliede des Direftorii und dem Rendanten 
unterzeichnet. 


Ausſchreibung der Aktienbetraͤge. 


$. 10. 


Die Hoͤhe und der Zeitpunkt der Einzahlungen werden von dem Direk— 
torio feſtgeſetzt. Die Einforderung geſchieht durch zweimalige Bekanntmachung 
in den H. 19. bezeichneten Zeitungen dergeſtalt, daß die letzte Inſertion Vier 
Wochen vor dem Einzaͤhlungstermine erfolgen muß. 


Verhaftung der urſpruͤnglichen Aktionaire. 
$. 11. 


Die urſpruͤnglichen Aktionaire ſind fuͤr den vollen Nominalbetrag ihrer 
Aktien verhaftet und konnen ſich von dieſer Verpflichtung durch Uebertragung 
ihrer Rechte an Andere nicht befreien. Dem Direktorio iſt es jedoch vorbe- 
halten, ſobald Vierzig Prozent eingezahlt find, die Freilaſſung der urſpruͤng⸗ 
lichen Aktionaire von der ferneren Verhaftung zu beſchließen. Bis dahin wer⸗ 
—— Einzahlungen als fuͤr Rechnung des urſpruͤnglichen Aktionairs geleiſtet 

achtet. 
(Nr. 2688.) Nach 


m. BE — 


10. Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktienzeichner aus der per⸗ 
fönlichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft iſt jeder . —— eines, die 
früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf feinen Namen ausgeſtellten, 
oder von ihm erworbenen Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer legitimirt. 


Folgen der Nichteinzahlung der Aktieneinſchuͤſſe. 
§. 12. 


Zahlt ein Aktionair einen eingeforderten Einſchuß nicht ſpaͤteſtens am 
letzten Zahlungstage (F. 10.) ein, fo verfällt er für jeden Aktienbetrag von 
Hundert Thalern in eine Konventionalſtrafe von Zwei Thalern. Es wird ſodann 
unter zweimaliger oͤffentlicher Bekanntmachung durch die F. 19. bezeichneten 
Zeitungen der Inhaber unter Angabe der Nummer des Quittungsbogens, bei 
welchem der Verzug eingetreten iſt, aufgefordert, die ſchuldige Rate nebſt einer 
Konventionalſtrafe von Zwei Prozent des vollen Nominalbetrages der Aktie, 
für welche der Quittungsbogen ausgefertigt iſt, einzuzahlen. 

Erfolgt auch dann innerhalb Vier Wochen nach ergangener Bekannt⸗ 
machung die Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Quote und der Strafe nicht, jo ver⸗ 
fallen die auf dem betreffenden Quittungsbogen gemachten Einſchuͤſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft; der Bogen ſelbſt wird fuͤr erloſchen erklaͤrt und dies oͤffentlich bekannt 
emacht. An Stelle des annullirten Quittungsbogens wird ein anderer, welcher 
die naͤmlichen Rechte und Pflichten wie der fruͤhere begruͤndet, ausgefertigt und 
zum Beſten der Geſellſchaft an der Breslauer Boͤrſe durch einen vereideten 
Maͤkler verkauft. 


So lange jedoch die perſönliche Verpflichtung des urſpruͤnglichen Aktien⸗ 
zeichners dauert (F. 11.), iſt das Direktorium auch berechtigt, denſelben wegen 
der ruͤckſtaͤndigen Einzahlung und der verwirkten Konventionalſtrafe in gericht— 
lichen Anſpruch zu nehmen. 


Interimsbeſcheinigung. 
H. 13. 


Kann ein Aktionair bei Einzahlung den Quittungsbogen nicht vorlegen, 
fo empfängt er über die geleiſteten Zahlungen Interimsbeſcheinigungen, welche 
auf den Namen des Zahlenden ausgeftellt und gegen deren Ruͤckgabe die Quit⸗ 
tungen auf den ſpaͤter etwa vorgelegten Bogen vermerkt werden. Tritt dieſer 
Fall nach erfolgter Entlaſſung des urſpruͤnglichen Zeichners aus der perſoͤnlichen 
Verbindlichkeit ein (F. 11.), fo kann nach erfolgter gaͤnzlicher Einzahlung die 
Aktie nicht eher verabfolgt werden, als bis der Quittungsbogen öffentlich auf— 
geboten und mortifizirt iſt (F. 18.). 


Ausfertigung und Aushaͤndigung der Aktien. 


F. 14. 


Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages einer Aktie wird 
em 
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dem in dem Quittungsbogen benannten Aktionair und reſp. Demjenigen, welcher 
ſich als rechtmaͤßiger Beſitzer des Quittungsbogens ausweiſet, gegen Ruͤckgabe 
deffelben der darin verzeichnete Kapitalsbetrag in Aktien zu 100 Thalern Ku— 
rant ausgehändigt. Die Richtigkeit der Legitimation Desjenigen, der den Quit⸗ 
tungsbogen präfentirf, und die Aktie in Empfang nimmt, it das Direktorium 
zu pruͤfen zwar berechtigt, aber nicht verpflichtet. 


Zinſen der Einzahlungen. 
§. 15. 


Die von den Aktionairen eingezahlten Raten werden von dem, in der 
Ausſchreibung beſtimmten letzten Einzahlungstage mit Vier Prozent jahrlich 
bis zum Schluſſe desjenigen Jahres, in welchem die ganze Bahn in Betrieb 
geſetzt wird, verzinſet und dieſe Zinſen aus dem Baufonds entnommen, ſoweit 
ſie nicht aus dem bis zu jenem Zeitpunkte aus dem Betriebe aufkommenden 
Ertrage gedeckt werden. 


Die Berichtigung der Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch 
Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. Die uͤber die letz⸗ 
teren auf die Quittungsbogen oder im Falle des H. 13. auf die Interims⸗ 
Beſcheinigung zu ſetzenden Vermerke enthalten daher zugleich den Beweis der 
erfolgten Berichtigung der von den fruͤheren Einſchuͤſſen bis dahin aufgelaufenen 
Zinſen. Durch Zeſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinſen 
der Einſchuͤſſe auch ohne deren beſondere Erwaͤhnung mit uͤbertragen. 


Dividenden. 


$. 16. 

Von dem Zeitpunkte ab, mit welchem die $. 15. feſtgeſetzte Verzinſung 
aufhoͤrt, werden die Einnahmeuͤberſchuͤſſe jedes Kalenderjahres, welche nach Ab⸗ 
zug der laut F. 5. für den Reſervefonds und die regelmäßigen Koſten vorweg 
zu entnehmenden Summen verbleiben, als Dividende auf ſaͤmmtliche Aktio— 
nairs vertheilt. 


Zinskupons und Dividendenſchein. 
§. 17. 


Mit jeder Aktie werden Zinskupons für die F. 15. beſtimmte Zeit, ſo⸗ 
wie fuͤr die folgenden Jahre eine angemeſſene Zahl von Dividendenſcheinen 
, nach den beigefügten Schematen ausgereicht. Die Dividendenfcheine werden 
„„O/nach Ablauf des letzten Jahres, für welches fie ausgereicht worden, durch neue 
H erſetzt. 

Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren, von der Verfallzeit ab 
gerechnet, nicht erhoben werden, verfallen zum Vortheil eines für die Beamten 
der Geſellſchaft zu bildenden Penſions- und Unterſtuͤtzungsfonds. def 
(Nr. 2688.) ef⸗ 


Bi? > 


Deffentliches Aufgebot und Amortiſation. 


$. 18. 


Ein nicht annullirter Quittungsbogen, Hinſichts deſſen der urſpruͤngliche 
Inhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaſſen iſt (§. 11.), ſowie Aktien 
und Dividendenſcheine, muͤſſen, wenn ſie von dem Beſitzer verloren werden, von 
dieſem öffentlich aufgeboten und mortifizirt werden, bevor fie erſetzt werden. 
D ee für dieſe Aufgebote iſt das Königliche Stadtgericht zu 

reslau. 


B. Von den Generalverſammlungen. 
$. 19. 


Die b werden abwechſelnd in Breslau und in Neiſſe 
abgehalten, und von dem Direktorio einberufen. Die Einladung erfolgt durch 
zweimalige Bekanntmachung in den beiden zu Breslau gegenwaͤrtig erjcheinen- 
den Zeitungen und in der Allgemeinen Preußiſchen Zeitung, und zwar muß die 
Be Inſertion ſpaͤteſtens Vierzehn Tage vor dem Tage der Verſammlung 
erfolgen. 


Sollte Eine dieſer Zeitungen eingehen, ſo wird eine andere an demſelben 
Orte erſcheinende Zeitung fuͤr dieſe Inſertion gewaͤhlt. 


Ordentliche Generalverſammlungen. 
$. 20. 


Ordentliche Generalverſammlungen finden jaͤhrlich in dem dritten oder 
vierten Monate des Jahres ſtatt. Regelmaͤßige Gegenſtaͤnde der Berathung 
und Beſchlußnahme derſelben ſind: 


1) Erſtattung des Berichtes des Direktorü tiber die Geſchaͤfte des verfloſſe⸗ 
nen Jahres unter Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes dieſes Jahres; 

2) Erſtattung des Berichtes des Ausſchuſſes uͤber die Pruͤfung des Rech— 
nungsabſchluſſes des verfloſſenen Jahres; 

3) Entſcheidung uͤber die von dem Ausſchuſſe gegen dieſe Rechnungsab⸗ 
fehlüffe gezogenen Monita, jedoch vorbehaltlich der Berufung des Direk⸗ 
torii auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung (F. 7.) ſowie die Ertheilung 
der Decharge; 

A) Wahl der neu eintretenden Mitglieder des Direktor und Ausſchuſſes 
reſp. Entlaſſung eines Mitgliedes oder Stellvertreters derſelben; 

5) Beſchlußnahme uͤber diejenigen Angelegenheiten, welche der Generalver— 
ſammlung von dem Direktorio, dem Ausſchuſſe oder einzelnen Aktionairen 
zur Entſcheidung vorgelegt werden. f 


An: 
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Anträge einzelner Aktionaire. 


§. 21. 

Beſondere Antraͤge einzelner Aktionaire muͤſſen ſpaͤteſtens Acht Tage 
vor der Generalverſammlung dem Vorſitzenden des Direktorii ſchriftlich mitge⸗ 
theilt werden, widrigenfalls dem Direktorio freifteht, die Beſchlußnahme darüber 
bis zur naͤchſten Generalverſammlung zu vertagen. 

In einem ſolchen Falle kann jedoch die Verſammlung beſchließen, ohne 
weitere Zuſammenberufung — jedoch fruͤheſtens nach Acht Tagen — wieder 
zuſammenzutreten, um den Antrag zu berathen und zur Beſchlußnahme zu 
ringen. Der Zutritt zu dieſer neuen Verſammlung iſt allen denjenigen Aktio⸗ 
nairen geſtattet, welche ſich zu der fruͤheren Generalverſammlung ſelbſt als 
ſtimmberechtigt legitimirt hatten, oder bis zu dem letzten Tage vor der neuen 
Verſammlung als ſolche ausweiſen (F. 25.) 


Außerordentliche Generalverſammlungen. 
. 22. 


Außerordentliche Generalverſammlungen finden in allen Faͤllen Statt, in 
denen das Direktorium oder der Ausſchuß ſie fuͤr noͤthig erachtet. In der 
Einladung muß der Gegenſtand der Verhandlung kurz angedeutet werden. 


Nothwendigkeit der Berufung. 


a | $. 23. 
Erforderlich ift der Beſchluß einer Generalverfammlung. 
1) zur Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft über die in dem F. 1. 


beſtimmten Graͤnzen, insbeſondere zur Anlegung von Zweig- und Ver— 
bindungsbahnen; 
2) zur Vermehrung des Aktienkapitals und zur Kontrahirung von Darleh— 
nen uͤber den im H. 3. feſtgeſetzten Geſellſchaftsfonds; 
3) zur Bewilligung der im F. 36. vorbehaltenen Remuneration der Mit- 
glieder des Direktorii; 
4) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen der Statuten; 
5) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer Generalverſammlungen; 
6) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
Soll über Einen der vorſtehend bezeichneten Gegenftände in einer ordentlichen 
Generalverſammlung ein Beſchluß 1 bete werden, ſo muß in der Einladung der 
Gegenſtand der Berathung ſpeziell bezeichnet werden. Zur Ausführung der 
Beſchluͤſſe über die ad 1, 2, 4 und 5 bezeichneten Gegenſtaͤnde iſt die Geneh— 
migung des Staats erforderlich. 


Jahrgang 1846. (Nr. 2688.) 20 Theil⸗ 
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Theilnahme und Stimmenzaͤhlung. 
H. 24. 


An den Generalverſammlungen konnen ſaͤmmtliche Aktionaire Theil neh— 
men, die Stimmfaͤhigkeit bei den Beſchluͤſſen aber iſt von dem Beſitze von zehn 
Aktien abhängig. Dieſelbe ſteigt um je eine Stimme für jede ferneren zehn 
Aktien, bis zu zehn Stimmen einſchließlich. 


Eine größere Anzahl als zehn Stimmen kann kein Aktionair für ſich in 
Anſpruch nehmen. 


Bei Zählung der Stimmen werden die eigenen des Aktionairs mit denen 
ſeiner Machtgeber dergeſtalt zuſammengerechnet, daß ein in der Verſammlung 
anweſender Aktionair fir ſich und als Bevollmaͤchtigter anderer Aktionaire zu: 
ſammen hoͤchſtens zehn Stimmen erhält. 


Legitimation der Stimmberechtigten. 
$. 25. 

Bis zur erfolgten Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionaire (H. 11.) find 
nur die in dem Aktienverzeichniſſe aufgefuͤhrten und in dem ausgeſchriebenen 
Quittungsbogen benannten urſpruͤnglichen Aktionaire ſelbſt, oder deren Erben, 
der Generalverſammlung beizuwohnen und die nach der Beſtimmung des H. 24. 
ihnen zuſtehenden Stimmen abzugeben berechtigt; nach jenem Zeitpunkte aber 
nur diejenigen. welche ſpaͤteſtens am letzten Tage vor der Verſammlung die auf 
ihren Namen lautenden oder ihnen gehörig zedirten Quittungsbogen, oder die 
ſtatt derſelben bereits ausgefertigten Aktien in dem Buͤreau der Geſellſchaft 
produziren, oder ſonſt auf eine dem Direktorio genuͤgende Weiſe die am dritten 
Orte erfolgte Niederlegung nachweiſen. 


Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeichniß 
der Nummern ſeiner Quittungsbogen oder Aktien in einem doppelten Exemplare 
übergeben, von denen das Eine zuruͤckbleibt, das Andere mit dem Siegel der 
Geſellſchaft und dem Vermerke der Stimmenzahl verſehen, ihm zuruͤckgegeben 
wird. Dies letztere dient als Einlaßkarte zu der Verſammlung. , 


Vertretung. 


H. 20. 

Es iſt jedem nach H. 25. legitimirten Aktionair geftattet, ſich durch einen 
aus der Zahl der uͤbrigen Aktionaire gewaͤhlten Bevollmaͤchtigten auf Grund 
einer ſchriftlichen, lediglich der Pruͤfung des Direktor unterliegenden Vollmacht 
vertreten zu laſſen. 

Moraliſche Perſonen werden durch einen Bevollmächtigten vertreten, 
welcher entweder aus der Zahl ihrer Repraͤſentanten erwaͤhlt iſt, oder ſelbſt 
Aktionair ſein muß. 

Hand⸗ 
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Handlungshaͤuſer konnen durch ihre Prokuratraͤger, ſelbſt wenn dieſe 
nicht Aktionair ſind, vertreten werden. 


Minderjaͤhrige und Ehefrauen duͤrfen durch ihre reſp. Vormuͤnder 
und Ehemaͤnner, wenn dieſe auch nicht ſelbſt Aktionaire ſind, ohne daß es fuͤr 
dieſelben einer Autoriſation reſp. Vollmacht bedarf, vertreten werden. 5 


Frauen koͤnnen der Generalverſammlung nur durch Bevollmaͤchtigte 
beiwohnen. 


Nichterſcheinende Aktionaire ſind den Beſchluͤſſen der Anweſenden 
unterworfen. 


Gang der Verhandlung. 
§. 27. 
Der Vorſitzende des Direktorü oder deſſen Stellvertreter leiten die Ver— 
ſammlung. Er beſtimmt insbeſondere die Folgeordnung der zu verhandelnden 


Gegenftände, ertheilt das Wort, und ſetzt das bei der Abſtimmung zu beob— 
achtende Verfahren feſt. 


Die Beſchluͤſſe werden durch die abſolute Stimmenmehrheit der anwe- 
ſenden Aktionaire gefaßt. Eine Ausnahme findet Statt bei den Beſchluͤſſen, 
welche eine Abänderung der Statuten oder Auflöfung der Geſell— 
ſchaft fetzſetzen, indem ein ſolcher Beſchluß nur durch eine Majoritaͤt von 
zwei Dritteln der anweſenden Stimmen gefaßt werden kann. 


Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag. f 

Bei den Verhandlungen uͤber die Decharge haben ſich die Mitglieder 
des Direktorii und deren Stellvertreter ihrer Stimmen zu enthalten. 


Wahl des Direktorii und Ausſchuſſes. 
F. 28. 
Sofern dieſe Wahl nicht durch Stimmeneinheit ohne Abſtimmung er— 
folgt, findet nachſtehendes Verfahren ſtatt: 
a) die Wahl erfolgt durch ein vierfaches Skrutinium, ſo daß zunaͤchſt die 
Mitglieder des Direktorü, hierauf deren Stellvertreter, ſodann die Mit⸗ 
glieder des Ausſchuſſes und endlich deren Stellvertreter gewaͤhlt werden; 


b) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf denen jeder anweſende Aftio- 
nair eine der Anzahl der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl wahlfaͤhiger Geſell— 
ſchaftsmitglieder vermerkt und ſeine Unterſchrift beifuͤgt; 


c) bei Stimmengleichheit wird durch das Loos nach einer von dem Vor— 
ſitzenden in der Verſammlung ſelbſt zu treffenden Anordnung beſtimmt, 
wer fuͤr gewaͤhlt zu achten iſt; i 
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d) das Reſultat der Wahl wird hiernaͤchſt in das uͤber die Verhandlung 
aufgenommene Protokoll regiſtrirt. 


Sollten Einer oder Mehrere der gewaͤhlten Mitglieder des Direktoriums 
und Ausſchuſſes die Annahme des Amtes ausſchlagen, was angenommen wird, 
ſoſern fie ſich nach erfolgter Notifizirung der Wahl zur Uebernahme des Am— 
tes nicht binnen acht Tagen ſchriftlich bereit erklart aben, ſo treten die reſp. 
gewaͤhlten Stellvertreter nach der Reihefolge der erhaltenen Stimmenzahl ein, 
und in das Amt der einruͤckenden Stellvertreter treten in gleicher Weiſe die— 
jenigen ein, welche nach ihnen die meiſten Stimmen erhalten haben. 


Protokoll. 
§. 29, 

Ueber die 3 jeder Generalverſammlung wird ein Protokoll 
von dem Syndikus der Geſellſchaft oder einer Gerichtsperſon oder Notar auf⸗ 
genommen und von den anweſenden Mitgliedern des Direktorii und fuͤnf ſonſti⸗ 
gen Aktionairs unterſchrieben. Das Protokoll, welchem ein von den anweſen⸗ 
den Mitgliedern des Direktorii zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen 
Aktionairs und deren Stimmenzahl gen ft, hat vollkommen beweifende 
Kraft für den Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 


C. Von dem Direktorio. 


Befugniſſe und Verpflichtungen. 
$. 30. 


Das Direktorium bildet den Vorſtand der Geſellſchaft und vertritt die— 
ſelbe in dem Umfange und mit den Obliegenheiten, als dies durch das Geſetz 
vom 9. November 1843. $$. 19. bis 23. beſtimmt iſt. 


Zuſammenſetzung. 
| $. 31. 

Das Direktorium hat feinen Sitz zu Breslau und wird durch ſechs 
Mitglieder und eine gleiche Anzahl von Stellvertretern für Verhinderungsfaͤlle 
gebildet. s 
Wahlfaͤhigkeit. 

$. 32. 

Drei dieſer Mitglieder und Stellvertreter muͤſſen ihren Wohnſitz in 
Breslau, drei ihren Wohnſitz in Neiſſe oder drei Meilen im Umkreiſe dieſer 
Stadt haben. Direktoren und Stellvertreter muͤſſen Beſitzer von zehn Aktien 
ſein, welche waͤhrend der Dauer des Amtes bei dem Geſellſchaftsrathe nieder: 
zulegen ſind. N 

Nicht | 
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Nicht wahlfaͤhig ſind: 

1) Beamte der Geſellſchaft, 

2) Perſonen, welche in Konkurs verſunken ſind oder ihre Zahlungen ein⸗ 
geftellt haben, und nicht im Stande find, die vollftändige Befriedigung 
ihrer Glaͤubiger nachzuweiſen, 

3) Perſonen, uͤber welche eine Kuratel eingeleitet iſt. 

Auch duͤrfen * 

4) zwei Mitglieder reſp. Stellvertreter des Direktor nicht Theilnehmer an 
demſelben Handlungsgeſchaͤfte ſein. 

Dauer des Amtes. 
H. 33. 


Die n zu waͤhlenden Mitglieder und Stellvertreter des Direk— 
torü bleiben bis zur Vollendung des Baues der Bahn im Amte. Sie ſcheiden 
erſt aus nach Bildung des zweiten Direktorü, deſſen Wahl in der nach Eroͤff⸗ 
. ganzen Bahnlinie ſtattfindenden ordentlichen Generalverſammlung 


Nach dieſem Zeitpunkte ſcheiden jaͤhrlich zwei Mitglieder und zwei Stell⸗ 
vertreter des Direktorü aus, und werden durch Wahl in der naͤchſten ordent— 


lichen Generalverſammlung erſetzt. Das Ausſcheiden erfolgt nach dem Amts— 
alter und bei gleichem Amtsalter durch das Loos. 


Die neu zu erwaͤhlenden Mitglieder des Direktor, ſowie deren Stell— 
vertreter, muͤſſen denſelben Wohnſitz haben, welcher fuͤr die Wahlfaͤhigkeit der 
Ausgeſchiedenen erforderlich war. 


Die ausſcheidenden Mitglieder und Stellvertreter ſind wiederum waͤhlbar. 


Austritt. 


H. 34. 
Jedes Mitglied und Stellvertreter des Direftorü iſt berechtigt, fein Amt 
nach vierwöchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederzulegen. Ein gezwunge— 
nes Ausſcheiden tritt ein: 
a) bei Aufgebung des zur Waͤhlbarkeit erforderlichen Wohnſitzes; 
b) fofern Eins der $. 32. sub 1. bis 3. gedachten Hinderniſſe während der 
Amtsdauer eintritt; 
c) ſobald es die Generalverſammlung verlangt. 


Einzelne Vakanzen. 


§. 35. 


Bei einzelnen Vakanzen, welche durch den Tod, Niederlegung des Am— 
(Nr. 2688.) tes 
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tes oder gezwungenes Ausſcheiden in den Mitgliedern des Direktorü eintreten, 
erfolgt der Erſatz aus der Zahl der Stellvertreter nach der bei der Wahl der— 
ſelben gehabten Stimmenmehrheit. Daſſelbe gilt bei ausſcheidenden Stellver— 
tretern. 


Die auf dieſe Art Eintretenden nehmen ihre Stellen nur bis zur naͤchſten 
ordentlichen Generalverſammlung ein, in welcher ſodann die Ergaͤnzung der 
Vakanzen erfolgt. 


Unentgeltliche Geſchaͤftsfuͤhrung. 
a H. 36. 

Die Mitglieder und Stellvertreter des Direftorit erhalten keine Remu— 
neration, ſondern nur Reiſediaͤten und Erſtattung fuͤr Auslagen und Koften. 
In wiefern jedoch allen oder einzelnen Mitgliedern des Direktor nach Gröff- 
nung des Betriebs aus der Dividende eine beſondere Remuneration bewilligt 


werden ſolle, bleibt dem Beſchluſſe der Generalverſammlung nach H. 23. sub 3. 
vorbehalten. 


Der Vorſitzende. 
$. 37. 


Das Direktorium wählt aus feinen zu Breslau wohnhaften Mitgliedern 
einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter deſſelben fuͤr Verhin⸗ 
derungsfaͤlle. 

Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen, leitet die Verhandlungen 
und beſtimmt die fuͤr verhinderte Direktoren zuzuziehenden Stellvertreter. 


Innere Einrichtung. 
H. 38. 

Das Direktorium entwirft nach ſeinem Zuſammentritte eine Geſchaͤfts— 
ordnung, auf deren Ausfuͤhrung der Vorſitzende zu wachen hat. Daſſelbe 
verſammelt ſich mindeſtens vierwoͤchentlich ein Mal, außerdem aber fo oft, als 
es der Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet, oder zwei Mitglieder es verlangen. 

Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei 
für den Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden, reſp. ſeines 
Stellvertreters, den Ausſchlag giebt. Doch muͤſſen zur Faſſung eines gültigen 
Beſchluſſes mindeſtens vier Mitglieder oder Stellvertreter anweſend fein. 


Die Stellvertreter der Direktoren ſind auch ohne Einladung berechtigt, 
jeder Verſammlung des Direktorü mit berathender Stimme beizuwohnen. 


Beſondere Beſtimmungen. 
F. 39. 
Eine beſondere Einladung ſaͤmmtlicher Mitglieder des Direktorü unter 
aus⸗ 
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ausdrücklicher Mittheilung des Gegenſtandes iſt erforderlich, wenn uͤber nach— 
ſtehende Gegenſtaͤnde ein Beſchluß gefaßt werden foll: 

1) Abweichungen von dem Bauplan, welche eine den Anſchlag uͤberſteigende 
Mehrausgabe erforderlich machen; 

2) Feſtſtellung der Etats, ſowie der Inſtruktion für die Kaſſenverwaltung; 

3) Wahl der Beamten, welche mindeſtens ein Gehalt von jaͤhrlich 400 Rthlr. 
beziehen, und Feſtſetzung der Kontraktsbedingungen; 

4) Beſtimmung der Einzahlung auf die Aktien; 

5) Beſtimmung, daß die urſprünglichen Aktionairs nach Einzahlung von 
Vierzig Prozent auf die Aktien aus der perſoͤnlichen Verbindlichkeit 
entlaſſen werden; ö 5 

6) Anlegung eines zweiten Bahngleiſes; Uebernahme des Transportes auf 
andern Eiſenbahnen und Einraͤumung der Mitbenutzung der eigenen Bahn; 

7) Feſtſetzung des Tarifs der Bahn- und Transportgelder; 

3) Beſtimmung über Bildung und Verwendung des Reſervefonds; 

9) Beſtimmung des Eintritts und der Hoͤhe der Dividenden; 

10) Bewilligung von Remunerationen und Gratifikationen; 

11) Berufung der Generalverſammlungen; 

12) Feſtſtellung der Bedingungen ſämmtlicher auf den Bau bezuͤglichen 
Kontrakte. 

Legitimation. 
$. 40. 

Das Direktorium bedarf zur Ausfuͤhrung ſeiner Befugniſſe gegen dritte 
Perſonen und Behoͤrden keiner weiteren Legitimation, als eines gerichtlichen 
oder notariellen Atteſtes uͤber die Perſonen ſeiner ber 8 Mitglieder und 
deren Stellvertreter. Dieſes Atteſt wird auf Grund der 1 erde 
ausgefertigt. Den Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm zuſtehen⸗ 
den Befugniſſe handelt, iſt daſſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden nie⸗ 
mals zu fuͤhren verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch ſeine Handlungen die 
Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt. 


Zu allen gerichtlichen und außergerichtlichen Erklaͤrungen, insbeſondere 
Vertraͤgen und Vollmachten, iſt die Unterſchrift von vier Mitgliedern des Di⸗ 
rektorü oder Stellvertretern erforderlich und ausreichend, doch muß ſich die Un— 
terſchrift des Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreters darunter befinden. 


Verantwortlichkeit. 
H. 41. 

Die Mitglieder des Direktorii verwalten ihr Amt nach beſter Einſicht, 
und find nur für jeden der Geſellſchaft aus Vorſatz oder grobem Verſehen zu= 
gefuͤgten Schaden verantwortlich. 

(Nr. 2688.) Ent⸗ 
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Entſetzung. 


H. 42. 


Es ſteht der Geſellſchaft das Recht zu, ein jedes der von ihr gewaͤhlten 
Mitglieder des Direktorü jo wie deren Stellvertreter zu jeder Zeit vom Amte 
zu entfernen. Ein ſolcher Beſchluß kann in jeder ordentlichen Generalver— 
ſammlung gefaßt werden. 


D. Von dem Ausſchuſſe. 


Reſſort. 


H. 43. 


Zu dem ausſchließlichen Reſſort des Ausſchuſſes gehoͤrt die Kontrolle des 
Finanzweſens der Geſellſchaft. Ihm liegt die Pruͤfung der von dem Direktorio 
zu legenden jaͤhrlichen Rechnungsabſchluͤſſe, ſowie die Abnahme, Monirung und 
Anerkennung der Rechnungen und Ertheilung der Decharge auf Grund des 
hieruͤber von der Generalverſammlung gefaßten Beſchluſſes ob. Das Direkto— 
rium iſt verpflichtet, dem Ausſchuſſe jede auf das Geſellſchaftsvermoͤgen und 
deſſen Verwaltung bezuͤgliche Auskunft zu ertheilen. 


Das Direktorium iſt ferner gehalten, zu den vorzunehmenden ordent— 
lichen und außerordentlichen Kaſſenreviſionen zwei Mitglieder des Ausſchuſſes 
zuzuziehen, welche deſſen Vorſitzender beſtimmt. 

Zuſammenſetzung. 
$. 44. 

Der Ausſchuß beſteht aus fuͤnf Mitgliedern und einer gleichen Anzahl 

von Stellvertretern. Seine Verſammlungen finden in Breslau Statt. 
Wahlfaͤhigkeit. 
$. 45, 


Drei Mitglieder des Ausſchuſſes und Stellvertreter müffen ihren Wohnſitz 
in Neiſſe oder drei Meilen im Umkreiſe dieſer Stadt, zwei ihren Wohnſitz in 
Breslau haben. 


Im Uebrigen treten die Beſtimmungen des $. 32. ein. 


Einrichtung und Vorſitzender. 
$. 46. 


Der Ausſchuß waͤhlt durch Stimmenmehrheit einen Vorſitzenden und 
deſſen Stellvertreter. Der Vorſitzende beruft die Verſammlung ſo oft er es 
fuͤr 
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für noͤthig findet oder zwei Mitglieder des Ausſchuſſes es verlangen, leitet fie, 
beſtimmt die fuͤr den Fall der Behinderung eintretenden Stellvertreter und ord— 
net die Geſchaͤftsvertheilung an. 


Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei fuͤr 
den Fall der Stimmengleichheit der Vorſitzende reſp. deſſen Stellvertreter den 
Ausſchlag geben. Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit 
dreier Mitglieder refp. Stellvertreter des Ausſchuſſes erforderlich. Die Stell⸗ 
vertreter koͤnnen auch ohne Einladung den Sitzungen des Ausſchuſſes mit be— 
rathender Stimme beiwohnen. 


Sonſtige Beſtimmungen. 
§. 47. 


In Betreff der Amtsdauer, des Aus tritts, der einzelnen Vakan⸗ 
zen, der unentgeltlichen Geſchaͤftsfuͤhrung, der Verantwortlichkeit 
und Entſetzung kommen die in §H. 33. 34. 35. 36. 41. und 42, für das 
Direktorium getroffenen Beſtimmungen zur Anwendung. 


E. Von dem Syndikus der Geſellſchaft. 


$. 48. 

Der zur Wahrnehmung der Rechtsangelegenheiten der Geſellſchaft zu 
beſtellende Syndikus der Geſellſchaft wird von dem Direktorio erwaͤhlt und 
von demſelben ſeine Anſtellung vollzogen. Derſelbe iſt in Behinderungsfaͤllen 
berechtigt, mit Genehmigung des Direftorii einen Stellvertreter zu beſtellen. 
Die Legitimation des Letzteren wird durch eine, von dem Syndikus ausgeſtellte, 
mit der Genehmigung des Direktorü verſehene Subſtitutionsvollmacht geführt. 

Bei prozeſſualiſchen Angelegenheiten iſt jedoch der Syndikus ſelbſtſtaͤndig 
Dritte zur prozeſſualiſchen Praxis Berechtigte, ſowohl zum Betriebe des Pro⸗ 
nr ſelbſt, als zu jeder einzelnen prozeſſualiſchen Handlung zu ſubſtituiren be⸗ 
rechtigt. ö 8 
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Littr 4. 


Schema zu den Aktien. 


Die Kupons ſind 
ausgereicht bis: 


Neiſſe-Brieger Eiſenbahngeſellſchaft. 


100 Thaler in Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Aktie hat an die Kaffe der Neiſſe— 
Brieger Eiſenbahngeſellſchaft Ein Hundert Tha- Die Dividenden— 
ler Preußiſch Kurant baar eingezahlt und nimmt ſcheine bis: 
nach Hoͤhe dieſes Betrages in Gemaͤßheit des 
am von Sr. Majeſtaͤt 
dem Koͤnige von Preußen beſtaͤtigten Statutes, 
verhaͤltnißmaͤßigen Theil an dem geſammten 
Eigenthume, Gewinn und Verluſt der Geſell— 
ſchaft. 

Breslau, den 
Neiſſe-Brieger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 

(I. S.) Mitglieder des Direktorii. 

Rendant. 


Litir. 
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Littr. B. 


Schema zu den Zinskupons. 


Zinskupon M.,. 
zur 
Neiſſe- Brieger Eiſenbahnaktie 


Inhaber dieſes empfängt am 2. Januar (1. Juli) 


18... . die halbjaͤhrlichen Zinſen der obenbenann⸗ 
ten uͤber 100 Thaler lautenden Aktie mit Zwei 
Thalern Kurant aus der Geſellſchaftskaſſe. 


Neiſſe-Brieger Eiſen bahngeſellſchaft. 
N. N. 


Litir. 
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Li Go 


Schema zu den Dividendenſcheinen. 


Dividendenschein M .... 


zur Neiſſe-Brieger Eiſenbahnaktie 


N 
E _— — 
__ 


Inhaber dieſes empfängt im Monat 
aus der Geſellſchaftskaſſe die für das naͤchſt vorher— 
gegangene Kalenderjahr feſtzuſetzende Dividende, de— 


ren Betrag oͤffentlich bekannt gemacht werden wird. 


der Verfallzeit abgerechnet, nicht erhoben werden, ver⸗ 
fallen zum Vortheil eines fuͤr die Beamten der Geſell— 
ſchaft zu bildenden Penſions- und Unterſtuͤtzungsfonds. 


fuͤr welches ſie ausgereicht worden, durch neue erſetzt. 
Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren, von 


Neiſſe-Brieger Eiſenbahn-Geſellſchaft. 


$. 17. Die Dividendenſcheine werden nach Ablauf des Jahres, 


N. N. 


